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Vorlage für die Sitzung des Senats am 25. September 2018 

„Bericht der Freien Hansestadt Bremen zur Haushaltslage  
gem. § 3 Abs. 2 Stabilitätsratsgesetz – Stabilitätsbericht 2018“ 

 

A. Problem 

Gemäß § 3 Abs. 2 des Stabilitätsratsgesetzes (StabiRatG) berät der Stabilitätsrat „jährlich über 

die Haushaltslage des Bundes und jedes einzelnen Landes“ auf Grundlage von Berichten der 

jeweiligen Gebietskörperschaften. Die Freie Hansestadt Bremen hat hierfür ihren Bericht 

gemäß § 12 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Stabilitätsrates grundsätzlich bis spätestens 

Mitte Oktober vorzulegen.  

B. Lösung 

Der folgende Bericht zur Haushaltslage der Freien Hansestadt Bremen gemäß § 3 Absatz 2 

des Stabilitätsratsgesetzes wird dem Stabilitätsrat bis zum 15. Oktober übersandt. Er beleuchtet 

und bewertet die aktuelle Ausgangslage sowie die mittelfristigen Entwicklungsperspektiven der 

bremischen Haushalte anhand vorgegebener Kennzahlensysteme und standardisierter 

Modellrechnungen im Vergleich zu Durchschnitts- und Schwellenwerten aller Länder. Mit der 

ablesbaren Überschreitung aller herangezogenen Vergleichskennzahlen im Zeitraum der 

aktuellen Haushaltslage bestätigt der Bericht dabei das Vorliegen einer extremen 

Haushaltsnotlage des Stadtstaates und die Altschuldenproblematik als deren zentrale Ursache. 

C. Alternativen 

Werden nicht vorgeschlagen.  

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 

Der vorliegende Bericht stellt gemäß § 3 Absatz 2 des Stabilitätsratsgesetzes die Haushaltslage 

der Freien Hansestadt Bremen für die Beratungen im Stabilitätsrat dar. Der Bericht berührt 

keine Genderaspekte 

E. Beteiligung und Abstimmung 

Die Vorlage ist mit der Senatskanzlei abgestimmt. 
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F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem 

Informationsfreiheitsgesetz 

Die Vorlage ist nach Beschlussfassung zur Veröffentlichung über das elektronische 

Informationsregister geeignet.  

G. Beschluss 

1. Der Senat beschließt entsprechend der Vorlage 2390/19 den Bericht zur Haushaltslage 

der Freien Hansestadt Bremen 2018 gemäß § 3 Absatz 2 des Stabilitätsratsgesetzes 

und bittet die Senatorin für Finanzen um Zuleitung des Berichts an den Stabilitätsrat. 

2. Der Senat beschließt die Mitteilung an die Bremische Bürgerschaft (Landtag) mit der 

Bitte um Kenntnisnahme. 

 







 

 

           

 
 

 
 
 

 

 
 

   

 
  

 

 

 
 

Bericht zur Haushaltslage 
der Freien Hansestadt Bremen 

gemäß § 3 Absatz 2 des Stabilitätsratsgesetzes 

Bremen, 18. September 2018 

Gemäß § 3 Abs. 2 des Stabilitätsratsgesetzes (StabiRatG) berät der Stabilitätsrat „jährlich über die 
Haushaltslage des Bundes und jedes einzelnen Landes“ auf Grundlage von Berichten der jeweili-
gen Gebietskörperschaften. Die Freie Hansestadt Bremen legt im Folgenden hierfür den Stabili-
tätsbericht 2018 vor. 

1. Vorbemerkungen  

a. Gemäß § 4 Absatz 2 StabiRatG wird auf Grundlage der nachfolgend dargestellten Kenn-
ziffern und Schwellenwerte das Drohen einer Haushaltsnotlage geprüft. Die Haushalte der 
Freien Hansestadt Bremen befinden sich jedoch nicht in einer drohenden, sondern seit 
längerem in einer bestehenden extremen Haushaltsnotlage. Eine verbindliche Festlegung 
von Indikatoren und Schwellenwerten, die den Bestand einer Haushaltsnotlage definieren, 
ist jedoch immer noch nicht erfolgt. 
Die Freie Hansestadt Bremen stellt hierzu fest, dass die im nachfolgenden Bericht zur Ana-
lyse der aktuellen Lage und der mittelfristigen Entwicklung der Haushalte herangezogenen 
Kennzahlen eindeutig eine bestehende extreme Haushaltsnotlage Bremens belegen. Die 
Feststellung, dass Bremen die aufgrund von § 4 StabiRatG festgelegten Schwellenwerte 
für eine drohende Haushaltsnotlage im aktuellen Zeitraum überschreitet, ist vor diesem 
Hintergrund zu erwarten und folgerichtig. 

b. Eine dauerhaft tragfähige Sanierung der bremischen Haushalte setzt neben einer aufga-
bengerechten Finanzausstattung insbesondere die Lösung der Altschuldenproblematik vo-
raus. Die Bremen und dem Saarland ab dem Jahr 2020 gewährten Sanierungshilfen er-
möglichen dabei den Einstieg in die Schuldentilgung.  

c. Bremen wird die möglichen Eigenbeiträge zur Sanierung seiner Haushalte leisten und da-
mit die bestehenden Chancen zum vollständigen Abbau der Neuverschuldung, ab dem 
Jahr 2020 zur Schuldentilgung, weiterhin nutzen. Das verlängerte Sanierungsprogramm 
2017 – 2020 und die zugehörigen halbjährigen Sanierungsberichte dokumentieren die 
hierzu geplanten und realisierten Eigenanstrengungen des Landes zum Abbau der Neu-
verschuldung insgesamt und maßnahmenbezogen. 

d. Bei der Interpretation der bremischen Haushaltsdaten der vergangenen Jahre ist zu be-
achten, dass der erfolgreich zurückgelegte Konsolidierungspfad des Stadtstaates ab 2015 
in erheblichem Maße durch Kosten für Aufnahme und Integration von Geflüchteten über-
lagert worden ist. Auch im Jahr 2018 betragen die Netto-Mehrausgaben – also nach Abzug 
aller Einnahmen sowie des Ausgangsniveaus 2015 – knapp 180 Mio. € und liegt damit 
trotz der stark zurückgegangenen Zugangszahlen höher als im Vorjahr. Grund sind rück-
läufige Einnahmen, insbesondere nach derzeit noch geltender Rechtslage auslaufende 
Bundeshilfen. 
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2. Bericht über die Einhaltung der verfassungsmäßigen Kreditaufnahmegrenzen  

Die verfassungsmäßigen Kreditaufnahmegrenzen ergeben sich aus Art. 131a der Landesver-
fassung der Freien Hansestadt Bremen (BremLV), der die von Art. 109 Abs. 3 GG vorgesehe-
nen Regelungen zur Beschränkung der strukturellen Nettoneuverschuldung in Landesrecht 
umsetzt. Die Regelung der weiteren Einzelheiten bleibt einem einfachen Gesetz überlassen, 
das noch zu verabschieden ist. Bis zum Ablauf des Haushaltsjahres 2019 fügt Art. 131b 
BremLV eine Übergangsregelung hinzu, wonach ein strukturelles Finanzierungsdefizit zuläs-
sig ist, soweit die gemäß Art. 143d Abs. 2 GG, dem Konsolidierungshilfengesetz und der hierzu 
geschlossenen Verwaltungsvereinbarung übernommene Konsolidierungsverpflichtung einge-
halten wird. 

Die Einhaltung dieser Konsolidierungsverpflichtung im abgelaufenen Jahr hat die Freie Han-
sestadt Bremen dem Stabilitätsrat mit dem Konsolidierungsbericht 2017 dargelegt. Der Stabi-
litätsrat hat die Einhaltung am 26. Juni 2018 formal festgestellt. Der Haushalt für das Haus-
haltsjahr 2017 hielt die verfassungsrechtlichen Vorgaben somit ein. 
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schnitt. Eine Notlage besteht in diesem Kontext somit immer als Relation zur Haus-
haltslage der Ländergesamtheit. Diese relative Haushaltsnotlage wird im Finanz-
planzeitraum versucht zu simulieren, indem der letzte über die Ländergesamtheit 
berechnete Schwellenwert (aktuell für 2018) mit bestimmten Annahmen fortge-
schrieben wird, da die tatsächlichen Werte aller Länder noch nicht auswertbar vor-
liegen. Diese Fortschreibung sieht nach den Regeln des Stabilitätsrates im Finanz-
planzeitraum dabei so erhebliche Aufschläge vor, dass eine Aussagekraft der Kenn-
zahlen praktisch nur in einer Rezession (bei stark sinkenden Steuereinnahmen) ge-
geben wäre. 

2. In einem Teilzeitraum müssen drei der vier Kennzahlen als auffällig gelten, so dass 
die andauernde Schwellenwertüberschreitung der beiden Kennzahlen, die eher die 
Vorbelastung der Haushalte abbilden (Schuldenstand und Zins-Steuer-Quote), für 
eine Haushaltsnotlage nicht ausreichen.  

Vor diesem Hintergrund ergeben sich für den Teilbereich des Finanzplanzeitraums fol-
gende Kernaussagen: 

a. Der strukturelle Finanzierungssaldo bildet aufgrund der erheblich abweichenden Be-
rechnungsmethode zum Konsolidierungspfad (vgl. Erläuterungen auf Seite 4) zwar 
nicht den im Jahr 2019 im Rahmen des Konsolidierungspfades einzuhaltenden 
Höchstwert ab und trifft auch keine Aussage über die Einhaltung der – ohnehin noch 
nicht präzise feststehenden –  ab 2020 geltenden Maßstäbe. Erkennbar ist aber 
gegenüber dem Jahr 2018 (vgl. Tabelle 4 auf Seite 10) die weitere planmäßige 
Saldenverbesserung des Jahres 2019 sowie ab dem Jahr 2020 die positiven Effekte 
der Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen.  

b. Auch die Kreditfinanzierungsquote unterschreitet in der Planung den jeweiligen 
Schwellenwert einer drohenden Haushaltsnotlage. Begünstigt wird dieses Ergebnis 
neben der einnahmeseitigen Verbesserung ab dem Jahr 2020 allerdings auch hier 
maßgeblich durch die nicht sachgerecht zu begründende, deutliche Erhöhung des 
maßgeblichen Schwellenwertes im Finanzplanungszeitraum um mehr als das Dop-
pelte gegenüber 2018 (vgl. Tabelle 4). Insbesondere für diese Kennziffer ist also zu 
erwarten, dass wenigstens der Wert des Jahres 2019 wieder als auffällig gelten wird, 
sobald dieser im kommenden Bericht als Jahr der aktuellen Haushaltslage Eingang 
findet. Für das Jahr 2018 ist dieser Fall bereits eingetreten (vgl. Überschreitung in 
Tabelle 1 mit Nicht-Überschreitung in Tabelle 2 des Vorjahresberichts). 

c. Die Zins-Steuer-Quote und der einwohnerbezogene Schuldenstand überschreiten 
die gesetzten Schwellenwerte in allen Jahren deutlich und dauerhaft. Unerheblich 
wirkt sich hier aus, dass die vom Flächenländerwert abweichenden Schwellenwert-
bildungen für die Stadtstaaten nach bremischer Auffassung insbesondere bei der 
Kennzahl „Schuldenstand“ in der gewählten Größenordnung inhaltlich nicht be-
gründbar vorgenommen wurden. 
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d. Insgesamt gelten im Teilzeitraum der Finanzplanung lediglich zwei Kennzahlen als 
auffällig, sodass der Teilzeitraum nicht als auffällig hinsichtlich einer drohenden 
Haushaltsnotlage zu werten ist. Ursächlich dafür sind die eigenen Konsolidierungs-
anstrengungen, die positiven Effekte der künftigen Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen, aber auch die erhöhten Schwellenwerte des Finanzplanungszeitraums, die 
keine Anwendung mehr finden, sobald die Plan-Jahre als Soll- oder Ist-Jahre geprüft 
werden. 
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Nichtsdestotrotz dokumentiert die kontinuierliche Verbesserung aller Kennziffern im Finanz-
planungszeitraum die Fortschritte des bremischen Gesamthaushalts und verdeutlicht die Ent-
schlossenheit, den Konsolidierungskurs der bremischen Haushalte erfolgreich zu beenden 
und ab dem Jahr 2020 in die Schuldentilgung einzusteigen. Dieser Fortschritt wäre durch Ver-
schlechterungen der Einnahmeseite, insbesondere aufgrund von Steuersenkungen des Bun-
des zulasten von Ländern und Kommunen, jedoch unmittelbar gefährdet. 

12 


	Senatsvorlage Stabilitätsbericht barrierefrei
	Stabilitätsbericht Bremen 2018 barierefrei
	Leere Seite


